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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A.
in der Erwägung, dass Dienstleistungen von allgemeinem Interesse (SGI) und Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (SGEI) keinen spezifischen Vorschriften im Vertrag unterliegen,
B.
in der Erwägung, dass bei den SGI unterschiedliche historische und kulturelle Traditionen der Mitgliedstaaten berücksichtigt werden müssen; in der Erwägung, dass die Organisation und Verfügbarkeit effizienter SGI Schlüsselziele der Wirtschafts- und Sozialpolitik der Mitgliedstaaten darstellen,
C.
in der Erwägung, dass die SGEI eine direkte Auswirkung auf den Binnenmarkt für Dienstleistungen haben, und dass das Plenum des Parlaments deshalb mit einer soliden Mehrheit für ihre Einbeziehung in den Vorschlag für eine Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Dienstleistungsrichtlinie) gestimmt hat,

D.
in der Erwägung, dass die Artikel 43 bis 49 des Vertrags die Rechtsgrundlage für das gemeinschaftliche Vorgehen im Bereich der SGEI liefern,

E.
in der Erwägung, dass Artikel 86 des Vertrags und die Rechtsprechung des Gerichtshofes klare Leitlinien für den Umgang mit staatlichen Beihilfen sowie für die Modalitäten und die Höhe der Finanzierung der SGEI enthalten,
F.
in der Erwägung, dass in Artikel 36 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (Charta) verfügt wird, dass die Union den Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, wie er durch die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten geregelt ist, anerkennt und achtet,
G.
in der Erwägung, dass in Artikel 38 der Charta verfügt wird, dass die Politik der Union ein hohes Verbraucherschutzniveau sicherstellt,
H.
in der Erwägung, dass in der Rechtsprechung des Gerichtshofes präzisiert wird, dass Ausgleichszahlungen für Gemeinwohlverpflichtungen nicht mit staatlichen Beihilfen gleichgestellt werden dürfen, sofern sie klar festgelegt, objektiv und verhältnismäßig sind und einer öffentlichen Ausschreibung unterliegen,
I.
in der Erwägung, dass Dienstleistungen, bei denen wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche Tätigkeiten in einer unteilbaren Einheit verbunden sind, als Wirtschaftstätigkeit angesehen werden sollten,

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
1.
ist der Auffassung, dass die Gewährleistung effizienter und qualitativ hochwertiger SGEI nur durch eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit in diesen Sektoren und durch eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, insbesondere was netzgebundene Wirtschaftsbranchen und die Vollendung grenzüberschreitender Verknüpfungen zwischen Diensten betrifft, sowie durch die Förderung eines gleichen Zugangs für alle erreicht werden kann; begrüßt die neue gemeinsame Politik der Gemeinschaft für den Energiesektor;

2.
stellt fest, dass die Dienste von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse, die für den Wettbewerb geöffnet worden sind, eine Qualitätssteigerung, eine Zunahme der Zahl der Wettbewerber und eine Preissenkung verbuchen konnten, was dazu führte, dass diese Dienstleistungsmärkte modernisiert und integriert werden und zahlreiche Vorzüge für die Verbraucher entstanden sind; stellt fest, dass diese Öffnung auf kontrollierte Weise erfolgte und mit Maßnahmen zum Schutz des Gemeinwohls – insbesondere des Konzepts der Universaldienste – einherging;
3.
stellt fest, dass die Liberalisierung bestimmter SGEI den Verbrauchern beträchtliche Vorteile in Form von niedrigeren Preisen, besserer Qualität und einer größeren Auswahl gebracht hat;
4.
gibt das wirtschaftliche Gewicht dieser Dienste und ihre Bedeutung für die Herstellung anderer Güter und die Erbringung anderer Dienstleistungen zu bedenken; unterstreicht, dass die Art und Weise der organisatorischen Gestaltung der SGEI den Binnenmarkt beeinflussen kann, z.B. durch ein Verbot der Niederlassung in dem Land, in dem die Dienstleistung erbracht wird;
5.
stellt fest, dass es im Sinne einer Steigerung der Chancen des Binnenmarktes auf ein Optimum besonders wichtig ist, dass die Auflagen und Vorschriften zur Regulierung der Marktöffnung unter Aufrechterhaltung eines sozialen Zusammenhalts und der Zugänglichkeit der Dienstleistungen für alle einen gerechten, transparenten und effizienten Wettbewerb gewährleisten, den Missbräuchen einer beherrschenden Stellung und neuen Monopolen vorbeugen, die den Markteintritt neuer Teilnehmer erschweren;

6.
unterstreicht die Bedeutung der Erfahrungen der neuen Mitgliedstaaten im Hinblick auf den Übergang zu einer Marktwirtschaft und die Öffnung der Märkte und fordert die Kommission auf, daraus die notwendigen Schlussfolgerungen mit Blick auf eine weitere Verbesserung des Regelungsrahmens zu ziehen;
7.
ist der Auffassung, dass Artikel 86 Absatz 2 des Vertrags ausreichende Garantien für die Mitgliedstaaten bietet, um zu gewährleisten, dass SGEI entsprechend den im Gemeinschaftsrecht oder von den Mitgliedstaaten auferlegten Universaldienstverpflichtungen erbracht werden; schließt sich der Auslegung des Gerichtshofs an, dass es eine Parallele zwischen dieser Bewertung und der Prüfung der Verhältnismäßigkeit im Rahmen von Artikel 49 des Vertrags gibt;
8.
unterstreicht, dass insbesondere nach der Erweiterung der Europäischen Union der Zusammenhalt auf dem Gebiet der SGEI sichergestellt werden muss und dass im Rahmen der Strukturpolitik die Infrastrukturen der Mitgliedstaaten für netzgestützte SGEI verknüpft werden müssen und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit gefördert werden muss, um einen wirklichen Binnenmarkt zu schaffen und die Normung zu erleichtern;
9.
stellt fest, dass die SGEI in den Geltungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie fallen; ist der Auffassung, dass die Dienstleistungsrichtlinie als horizontale Verordnung für die SGEI dienen und damit die bestehenden sektorspezifischen Rechtsvorschriften vervollständigen wird; stellt fest, dass die Dienstleistungsrichtlinie ausreichend Begriffsbestimmung für eine Unterscheidung zwischen wirtschaftlichen und nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen bietet;
10.
hält eine bessere Klärung der Abgrenzung zwischen SGI und SGEI für unerlässlich, da letztere den gleichen Binnenmarktvorschriften unterliegen wie alle anderen Dienstleistungen, wobei die einzige Ausnahme in der Anwendung von Artikel 86 Absatz 2 des Vertrags besteht; stellt fest, dass SGEI gemäß Artikel 86 Absatz 2 des Vertrags auf der gleichen Grundlage behandelt werden sollten wie alle anderen wirtschaftlichen Dienstleistungen, ausgenommen in den Fällen, in denen die Anwendung dieser Vorschriften die Erbringung der betreffenden Dienstleistungen in Frage stellen würde;
11.
unterstreicht, dass für die Bereiche, die vom Anwendungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie ausgeschlossen sind, ein sektoraler Ansatz angemessen erscheint, um den spezifischen Erfordernissen und Umständen in den einschlägigen Sektoren mit Blick auf die Errichtung eines Binnenmarktes für diese Dienstleistungen Rechnung zu tragen; stellt fest, dass die bestehende sektorale Verordnung kontinuierlich überwacht werden sollte;
12.
begrüßt die neue Mitteilung der Kommission über soziale Dienste von allgemeinem Interesse und den systematischen Ansatz zur Ermittlung der spezifischen Merkmale von Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen;
13.
weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Aufgabenverteilung zwischen kommunalen Einrichtungen, etwa auf der Grundlage von Gesetzen, Verordnungen, öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen oder durch die Bildung von Zweckverbänden, dem nationalen Organisationsrecht unterliegt;

Nichtwirtschaftliche Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
14.
vertritt nach eingehender Auswertung der Bestimmungen des Vertrags und der Rechtsprechung des Gerichtshofes die Auffassung, dass es keine Rechtsgrundlage für eine Rahmenrichtlinie über die SGI gibt, falls eine solche Rahmenrichtlinie auf die Nichtanwendung der Vertragsvorschriften auf bestimmte spezifische Dienste abzielt;
15.
unterstreicht, dass die spezifischen Themen in Verbindung mit den SGI keine allgemeinen Lösungen zulassen und dass deshalb einem fallweisen Ansatz zur Bewertung der Frage, was im Hinblick auf staatliche Intervention im Rahmen der Bestimmungen des Vertrags zulässig ist, der Vorzug zu geben ist, weil technisch gesehen eine vollständige Kodifizierung der Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht möglich erscheint;
16.
unterstreicht die Bedeutung einer Stärkung der Überwachungskapazitäten der Mitgliedstaaten, um zu gewährleisten, dass die Zielvorgaben der öffentlichen Politik einschließlich Erschwinglichkeit und Qualitätsstandards effektiv verwirklicht werden; unterstreicht ferner, dass es für die einschlägigen öffentlichen Behörden notwendig ist, auf angemessene Instrumente und angemessenen Sachverstand zurückgreifen zu können, um in der Lage zu sein, den Wettbewerb in Kraft zu setzen und den Verbraucherschutz sicherzustellen;

17.
stellt fest, dass keinerlei Notwendigkeit besteht, der EU im Bereich der SGI zusätzliche rechtliche Befugnisse zu übertragen; stellt jedoch fest, dass es notwendig ist, die Frage zu klären, wie Verantwortlichkeiten zwischen der EU und den Mitgliedstaaten geteilt werden, da es Verzerrungen bei der freien Erbringung von Dienstleistungen zwischen den Mitgliedstaaten geben könnte;

Schlussfolgerungen
18.
ist der Auffassung, dass der Vertrag und die Rechtsprechung des Gerichtshofes den Mitgliedstaaten genügend Möglichkeiten an die Hand geben, das übergeordnete öffentliche Interesse bei der Erbringung von SGI sicherzustellen;

19.
fordert eine klärende Mitteilung der Kommission zu den Konsequenzen der Rechtsprechung des Gerichtshofes und die Aufstellung von Leitlinien für die Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften im Bereich der SGI und der SGEI für die Mitgliedstaaten sowie für die regionalen und kommunalen Gebietskörperschaften;

20.
fordert die Kommission außerdem auf, eine klärende Mitteilung zur Anwendung des Wettbewerbsrechts im Bereich der SGI und der SGEI vorzulegen, insbesondere was die Finanzierung dieser Dienstleistungen betrifft;
21.
ist der Auffassung, dass die Festlegung von Benchmarks ein wichtiges Instrument für die Aufrechterhaltung und Entwicklung qualitativ hochwertiger, zugänglicher, erschwinglicher und effizienter SGI ist und dass die systematische Bewertung und Überwachung der Leistungsfähigkeit von SGI auf gemeinschaftlicher wie auf nationaler Ebene von grundlegender Bedeutung ist und sich auf gemeinsame und umfassende Kriterien stützen muss; fordert die Kommission deshalb auf, ein System für die Aufstellung von Benchmarks für SGI im Rahmen des Prozesses von Lissabon vorzuschlagen.
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